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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1962 Ausgegeben am 25. Jänner 1962 8. Stück

2 6 . Verordnung : Abänderung der Verordnung über die im § 115 a des Gewerblichen Selb-
ständigen-Pensionsversicherungsgesetzes vorgesehene Kommission.

2 7 . Verordnung: Sprengel der Bezirksgerichte Horn, Melk, St. Pölten, Scheibbs, Wiener Neustadt
und Tamsweg.

28. Kundmachung: Aufhebung des § 2 Abs. 3 der Verordnung zur Durchführung des Gebühren-
gesetzes 1946 durch den Verfassungsgerichtshof.

2 9 . Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 19/1961 des Rates der Europäischen Frei-
handelsassoziation über Zollrückvergütungen („Drawback"), gefaßt auf Grund
des Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation.

30. Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 20/1961 des Rates der Europäischen Frei-
handelsassoziation, betreffend eine Abänderung der Beilage IV zum Anhang B
des Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation.

3 1 . Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 21/1961 des Rates der Europäischen Frei-
handelsassoziation über Ursprungsnachweise für Sendungen geringen Wertes,
gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen
Freihandelsassoziation.

2 6 . Verordnung des Bundesministeriums
für Unterricht vom 29. Dezember 1961, mit
der die Verordnung über die im § 115 a des
Gewerblichen Selbständigen-Pensionsver-
sicherungsgesetzes vorgesehene Kommission

abgeändert wird.

Auf Grund des § 115 a des Gewerblichen Selb-
ständigen-Pensionsversicherungsgesetzes, BGBl.
Nr. 292/1957, in der Fassung des Künstler-
Sozialversicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 157/1958,
wird im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium für soziale Verwaltung verordnet:

Artikel I.

§ 3 Abs. 1 der Verordnung des Bundesministe-
riums für Unterricht vom 29. Juni 1960, BGBl.
Nr. 145, über die im § 115 a des Gewerblichen
Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetzes vor-
gesehene Kommission hat zu lauten:

„§ 3. (1) Zur Entsendung von Mitgliedern sind
folgende Vereinigungen bildender Künstler be-
rufen:

,Föderation moderner bildender Künstler
Österreichs';

Gesellschaft bildender Künstler Wiens, Künst-
lerhaus'."

Artikel II.

Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 1962 in
Kraft.

Drimmel

2 7 . Verordnung der Bundesregierung vom
16. Jänner 1962 über die Sprengel der
Bezirksgerichte Horn, Melk, St. Pölten,
Scheibbs, Wiener Neustadt und Tamsweg.

Auf Grund des § 8 Abs. 5 lit. d des Über-
gangsgesetzes vom 1. Oktober 1920 in der
Fassung des BGBl. Nr. 368 vom Jahre 1925 wird
hinsichtlich der §§ 1 bis 5 mit Zustimmung der
niederösterreichischen Landesregierung und hin-
sichtlich des § 6 mit Zustimmung der Salzburger
Landesregierung verordnet:

§ 1. Der Sprengel des Bezirksgerichtes Horn
umfaßt folgende Gemeinden:
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§ 2. Der Sprengel des Bezirksgerichtes Melk
umfaßt folgende Gemeinden:
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§ 3. Der Sprengel des Bezirksgerichtes St. Pölten
umfaßt die Stadt St. Pölten und folgende Ge-
meinden:

§ 4. Der Sprengel des Bezirksgerichtes Scheibbs
umfaßt folgende Gemeinden:

§ 5. Der Sprengel des Bezirksgerichtes Wiener
Neustadt umfaßt die Stadt Wiener Neustadt und
folgende Gemeinden:
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§ 6. Der Sprengel des Bezirksgerichtes Tams-
weg umfaßt folgende Gemeinden:

§ 7. Diese Verordnung tritt gleichzeitig mit
dem Bundesgesetz vom 14. Dezember 1961,
BGBl. Nr. 308, über die Auflassung der Bezirks-
gerichte Gaming, Geras, Gutenstein, Kirchberg
an der Pielach, Pöggstall und St. Michael im
Lungau in Kraft.

Gorbach Pittermann Afritsch Broda
Drimmel Proksch Klaus Hartmann
Bock Waldbrunner Schleinzer Kreisky

2 8 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 4. Jänner 1962 über die
Aufhebung des § 2 Abs. 3 der Verordnung
des Bundesministeriums für Finanzen vom
12. Juni 1949, BGBl. Nr. 146, zur Durch-
führung des Gebührengesetzes 1946 vom
25. Juni 1946, BGBl. Nr. 184, durch den

Verfassungsgerichtshof.

Gemäß Artikel 139 Abs. 2 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 wird
kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 7. Oktober 1961, Z. V 3/61/10,
§ 2 Abs. 3 der Verordnung des Bundesministe-
riums für Finanzen vom 12. Juni 1949, BGBl.
Nr. 146, zur Durchführung des Gebührengesetzes
1946 vom 25. Juni 1946, BGBl. Nr . 184, als
gesetzwidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tri t t mit dem Tage der
Kundmachung in Kraft.

Klaus

2 9 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 12. Jänner 1962, mit der der Beschluß
Nr. 19/1961 des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation über Zollrückvergütungen
(„Drawback"), gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen
Freihandelsassoziation (BGBl. Nr. 100/1960, in der Fassung der Kundmachung BGBl.

Nr. 284/1961), verlautbart wird.

(Übersetzung)

EUROPÄISCHE
FREIHANDELSASSOZIATION

DC 19/61

Beschluß des Rates Nr. 19/1961
(Vom Rat in seiner 31. Sitzung am 20. Oktober

1961 gefaßt)

ZOLLRÜCKVERGÜTUNGEN
(„DRAWBACK")

DER RAT hat,
gestützt auf Artikel 7 Absatz 3 des Überein-

kommens gestützt auf Absatz 2 des Beschlusses
des Rates Nr. 24/1960,
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BESCHLOSSEN:

1. Die Mitgliedstaaten dürfen die Gewährung
der Zollbehandlung der Zone für Waren bis zu
dem Zeitpunkt, an dem die allgemeine Senkung
der von den Mitgliedstaaten angewandten Ein-
fuhrzölle 50%> der in Artikel 3 Absatz 3 des
Übereinkommens genannten Ausgangszeile er-
reicht, oder bis zum 1. Jänner 1964, je nachdem
welcher der spätere Zeitpunkt ist, nicht deshalb
verweigern, weil diese Waren in einem Mit-
gliedstaat in den Genuß einer im Artikel 7 Ab-
satz 5 des Übereinkommens erwähnten Zoll-
rückvergütung gelangt sind.
2. Das Handelsexpertenkomitee hat zu prüfen,
welche Bestimmungen zur Behandlung von Zoll-
rückvergütungen ab dem späteren der in Ab-
satz 1 genannten Zeitpunkte bis einschließlich
31. Dezember 1969 geeignet wären, und dem
Rat zu gegebener Zeit Bericht zu erstatten.
3. Ein Beschluß des Rates, der es den Mitglied-
staaten gestattet, zu oder nach dem in Absatz 1
genannten späteren Zeitpunkt die Gewährung
der Zollbehandlung der Zone für Waren zu ver-
weigern, die in den Genuß einer Zollrückver-
gütung gelangen, tritt nicht früher als zwölf
Monate nach dem Tage seiner Annahme in
Kraft.
4. Der Beschluß des Rates Nr. 24/1960 wird
hiemit aufgehoben.

Gorbach

30. Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 12. Jänner 1962, mit der der Beschluß
Nr. 20/1961 des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation, betreffend eine Abänderung
der Beilage IV zum Anhang B des Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen Frei-
handelsassoziation (BGBl. Nr. 100/1960, in der Fassung . der Kundmachung BGBl.

Nr. 29/1962), verlautbart wird.

(Übersetzung)

EUROPÄISCHE
FREIHANDELSASSOZIATION

DC 20/61
1 Anlage

Beschluß des Rates Nr . 20/1961
(In der 33. Sitzung am 2. November 1961

gefaßt)
ABÄNDERUNG DER BEILAGE IV ZUM
ANHANG B DES ÜBEREINKOMMENS
DER RAT hat,
gestützt auf Artikel 4 Absatz 5 des Überein-

kommens
BESCHLOSSEN:

1. Die Beilage IV zum Anhang B des Über-
einkommens wird gemäß Anlage zu diesem Be-
schluß abgeändert.
2. Diese Abänderung tritt am 1. Jänner 1962 in
Kraft.
3. Der Generalsekretär wird den Text dieses
Beschlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.
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EUROPÄISCHE
FREIHANDELSASSOZIATION

Anlage zu DC 20/61

ABÄNDERUNG DER BEILAGE IV ZUM AN-
HANG B DES ÜBEREINKOMMENS

1. Bei Ziffer 4 ist nach dem zweiten Absatz
einzufügen: „Formular 1 b: Dieser Text ist zu
verwenden, wenn die Erklärung auf der Rech-
nung angebracht wird, die eine Rubrik „Ur-
sprungskriterium" enthält."

2. Zwischen Vordruck 1 a und Formular 2 ist
einzufügen:

(Vordruck 1 b: Dieser Text ist zu
verwenden, wenn die Erklärung
auf der Rechnung angebracht
wird, die eine Rubrik „Ur-
sprungskriterium" enthält)

Anmerkungen zur Verwendung des Vor-
druckes 1 b

(sind in die Rechnung nicht aufzunehmen)

1. Diese Erklärung kann verwendet werden,
wenn auf verschiedene in der Rechnung ange-
führte Waren verschiedene Ursprungskriterien
zutreffen (siehe 2 a, 2 b und 2 c der Ursprungs-
erklärung); sie kann aber verwendet werden,
wenn für alle in der Rechnung angeführten
Waren das gleiche Ursprungskriterium zutrifft.

2. Die mit dieser Ursprungserklärung verwen-
dete Rechnung m u ß eine Rubrik mit der Be-
zeichnung „Ursprungskriterium" enthalten, in
der das Kriterium, auf Grund dessen der Zonen-
ursprung erklärt wird, für jeden in der Rechnung
angeführten Warenposten durch Einsetzen ent-
weder des Buchstaben „A" oder der Nummer
der Brüsseler Nomenklatur für den auf diesen
Warenposten zutreffenden ursprungsbegründen-
den Verarbeitungsvorgang oder von „50%" an-
gegeben sein m u ß .

EUROPÄISCHE
FREIHANDELSASSOZIATION

Vordruck 1 b

URSPRUNGS-
ERKLÄRUNG

Der unterzeichnete Erzeuger und Exporteur
der in dieser Rechnung angeführten Waren er-
klärt hiemit, daß:

1. die Angaben in dieser Erklärung in Kenntnis
der Ursprungsbestimmungen gemäß Artikel 4
und Anhang B des Übereinkommens über die
Europäische Freihandelsassoziation gemacht wor-
den sind;
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2. jeder einzelne in einem bestimmten Waren-
posten enthaltene Gegenstand in der Zone gemäß
dem für diesen Warenposten in dieser Rechnung
angegebenen Ursprungskriterium erzeugt wor-
den ist. In der Rubrik „Ursprungskriterium"
bedeutet:

a) „A", daß der Gegenstand zur Gänze in
der Zone erzeugt worden ist;

b) eine Nummer der Brüsseler Nomenkla-
tur, daß der Gegenstand in der Zone
durch einen in den Verarbeitungslisten
des Übereinkommens über die Europäische
Freihandelsassoziation beschriebenen ur-
sprungsbegründenden Verarbeitungsvor-
gang für Waren dieser Nummer erzeugt
worden ist;

c) „50%", daß der Wert aller in irgend-
einem Stadium der Erzeugung verwen-
deten Materialien, die von außerhalb der
Zone eingeführt wurden oder unbe-
stimmten Ursprungs sind, 5O°/o des Aus-
fuhrpreises des Gegenstandes nicht über-
schreitet;

Gorbach

3 1 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 12. Jänner 1962, mit der der Beschluß
Nr. 21/1961 des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation über Ursprungsnachweise
für Sendungen geringen Wertes, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur Errichtung
der Europäischen Freihandelsassoziation (BGBl. Nr. 100/1960, in der Fassung der Kund-

machung, BGBl. Nr. 30/1962), verlautbart wird.

(Übersetzung)

EUROPÄISCHE
FREIHANDELSASSOZIATION

DC 21/61

Beschluß des Rates Nr. 21/1961
(In der 33. Sitzung am 2. November 1961

gefaßt)

URSPRUNGSNACHWEIS FÜR SENDUNGEN
GERINGEN WERTES

DER RAT hat,
gestützt auf Anhang B Regel 8 Absatz 6 des

Übereinkommens,

BESCHLOSSEN:
1. Für Warensendungen, deren Wert nicht die
im folgenden Absatz 3 angeführte Wertgrenze
übersteigt und die nicht zu Handelszwecken,
sondern zum persönlichen Gebrauch eingeführt



406 8. Stück — Ausgegeben am 25. Jänner 1962 — Nr. 31

werden, ist auf die Vorlage des in Regel 8 Ab-
satz 1 des Anhanges B zum Übereinkommen ver-
langten Ursprungsnachweises zu verzichten, vor-
ausgesetzt, daß

a) die Waren im Gebiete eines Mitglied-
staates erworben worden sind und im
Reisendenverkehr eingeführt werden,
oder daß

b) die Waren von einer Privatperson im
Gebiete eines Mitgliedstaates an eine
Privatperson im Gebiete eines anderen
Mitgliedstaates versandt werden.

2. Für alle übrigen nicht durch vorstehenden
Absatz 1 erfaßten Warensendungen, die aus-
schließlich aus Zonenwaren bestehen und vom
Gebiet eines Mitgliedstaates aus versandt werden
und deren Wert nicht die im folgenden Absatz 3
genannte Wertgrenze übersteigt, genügt eine vom
Exporteur unterzeichnete Erklärung an Stelle
des in Regel 8 Absatz 1 des Anhangs B des
Übereinkommens verlangten Ursprungsnach-
weises. Diese Erklärung, womit der Zonenur-
sprung gemäß den Bestimmungen des Überein-
kommens belegt werden soll, ist auf der Rech-
nung mit den folgenden Worten abzugeben
(oder in der entsprechenden offiziellen Über-
setzung): „alle oben angeführten Waren haben
EFTA-Ursprung."

3. Die Wertgrenze, auf die in den Absätzen 1
und 2 Bezug genommen wird, beträgt:

4. Die Behörden des einführenden Mitglied-
staates sind berechtigt, in Zweifelsfällen die
Vorlage zusätzlicher Ursprungsnachweise zu ver-
langen.

5. Dieser Beschluß tritt am 1. Jänner 1962 in
Kraft.

Gorbach


